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Der Kampf von Mieter:innen hat in den letzten Jahren eine neue Qualität angenommen. Angesichts
der Verschärfungen, denen sie sich v. a. in den Großstädten gegenübersehen, bricht dieser Trend
vermutlich nicht so schnell ein. Die Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen (DWE) verfolgt
dabei eine politische Perspektive zur Lösung der Wohnungsfrage im Sinne der einfachen
Mieter:innen, die Enteignung großer Immobilienkonzerne und die Verstaatlichung des enteigneten
Bestandes unter ihrer (Mit-)Kontrolle. Doch die Orientierung darauf, die tagtäglichen Probleme der
Mieter:innen durch den Druck auf staatliche Institutionen zu lösen ohne den Aufbau kampffähiger
Mieter:innenstrukturen, bringt das Vorhaben ins Stocken. Die Frage, wie wir gegen den Senat und
die Gerichte den Mehrheitswillen der Mieter:innen umsetzen können, bleibt unbeantwortet.

Der Volksentscheid DWE gilt über die Berliner Landesgrenze hinaus als nachahmenswertes Beispiel.
Für den Mietprotest, der oftmals lokal und vereinzelt abläuft, wird die Perspektive eines
überregionalen Protests immer dringlicher und deutlicher, doch wie?

Als Gruppe Arbeiter:innenmacht sind wir aktiv in der Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen.
Hiermit möchten wir unsere Einschätzung zur Lage der einfachen Mieter:innen und ein paar
Vorschläge für die Perspektive der Bewegung äußern. Wir hoffen, dass die Enteignungskonferenz
nicht nur den Charakter eines Wissens- und Erfahrungsaustausches annimmt, sondern
Ausgangspunkt für eine bundesweit koordinierte und schlagkräftige Mieter:innenbewegung wird.
Dieser Text soll ein Vorschlag dafür sein.

Lage auf dem Wohnungsmarkt in Deutschland

Laut statistischem Bundesamt sind die durchschnittlichen Immobilienpreise in Deutschland
zwischen Oktober und Dezember 2021 um 12,2 % im Vorjahresvergleich gestiegen. Der
durchschnittliche Kaufpreis für Ein- und Zweifamilienhäuser stieg zwischen 2010 und 2020 um etwa
65 %. Das Preisniveau in den deutschen Städten wird als überbewertet eingeschätzt, zwischen 15
und 40 %. Der EU-Risikorat kalkuliert das Blasenrisiko auf „mittel“. Ein Platzen einer solchen Blase
könnte einen hohen Anteil an ausfallenden Renditen mit sich bringen, den Marktwert der
Unternehmen senken, die Zinsen auf Kredite erhöhen und auf andere Sektoren der Wirtschaft
aufgrund zunehmender Verwobenheit zurückwirken. Und das nicht nur für Deutschland, sondern
auch Österreich, Bulgarien, Kroatien und Ungarn. In Deutschland trifft das Problem in besonderer
Form zu, da es unter den OECD-Staaten einen hohen Anteil an Mieter:innen hat (ca. 57,9 % im Jahr
2018). Währenddessen verharren die Eigenkapitalanteile beim Ankauf von Immobilien weiterhin im
Keller und viele Kredite sind an variable Zinssätze gebunden.

Die systematische Veränderung in der Immobilienwirtschaft wird als Finanzialisierung bezeichnet.
Der Begriff beschreibt einerseits den Trend zunehmender privater Finanzanlagen im
Immobiliensektor, andererseits auch den verstärkten Einfluss des Finanzsektors und seiner
Erwartungen auf die Wohnungswirtschaft. Seit der Finanzkrise von 2007/08 erleben wir eine
massive Niedrigzinspolitik der Zentralbanken (Quantitative Easing) – eine Ausgangssituation, die
Tür und Tor für ein Jahrzehnt des Renditenbooms u. a. in deutschen Großstädten folgen ließ. Nicht
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primär, weil Kapitalanlagen in Wohnraum grundlegend hohe Erträge versprechen, sondern mangels
besserer Alternativen im produzierenden Gewerbe. Die Renditen in sogenannten Spitzenstandorten
wie Berlin und Hamburg liegen auf einem Tief (2,5 und 2,6 %). Das vergangene Jahrzehnt war durch
geringe Reinvestitionsraten des Kapitals in den Sektor, in welchem die Profite erzeugt wurden,
geprägt. Die großen Akteur:innen des Immobiliensektors sind dementsprechend immer deutlicher
mit dem Finanzkapital verwoben.

Immer mehr einfache Mieter:innen müssen einen größer werdenden Teil ihres monatlich zur
Verfügung stehenden Geldes somit für Mietzahlungen ausgeben. Die durchschnittliche
Mietbelastungsquote privater Haushalte in Deutschland betrug 2018 27,2 . Die Tendenz ist dabei
steigend. Diese Kennzahl erscheint geringer, da die Ausprägung der Mietbelastungsquote regional
sehr ungleichzeitig ist. In Berlin ist sie bei Neuvermietungen im Bundesdurchschnitt mittlerweile am
höchsten. Im August 2021 wird sie auf 37,3 % datiert, bei einer 65 m²-Wohnung (durchschnittlich
930 Euro Warmmiete) und einem durchschnittlichen Einkommen von 2.491 Euro. Die
Mietbelastungsquote sagt aus, wie hoch der Anteil der Miete am monatlichen Nettolohn ist.

Gleichzeitig lassen sich angesichts der Coronapandemie und des Krieges in der Ukraine bereits
deutlich die Konturen und heftigen Ausmaße der Krise erkennen, die sich kaum noch beziffern
lassen. Die Inflation ist dabei bereits jetzt ein relevanter Faktor. Seit Jahresbeginn sind ebenfalls die
Bauzinsen massiv angestiegen: für einen Baukredit über 15 Jahre Laufzeit durchschnittlich von 1,2
auf 2,87 %. Parallel dazu erleben wir eine voranschreitende Zentralisation des Immobilienmarktes.
Vergangenes Jahr versuchten Vonovia und Deutsche Wohnen zu fusionieren. Akelius hat seine
14.000 Wohnungen im deutschsprachigen Raum an Heimstaden verkauft.

DWE

Gegen die Herrschaft dieses Elends hat die Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen einen
Vorschlag entwickelt: die Enteignung von Immobilienkonzernen mit mehr als 3.000 Wohneinheiten
im Land Berlin. Dafür hat die Initiative über Sammelphasen, Volksentscheid und Vorstufen hinaus
mit Mieter:innen diskutiert, verschiedenste Aktionsformen organisiert und gezeigt, welche Dynamik
eine Perspektive zur Lösung der Wohnungsfrage entfalten kann. Doch die Initiative setzt ihre Kraft
auf die Umsetzung dieser Enteignung durch die Ausnützung des rechtlichen Rahmens des Staates
und durch dessen Institutionen. Als taktische Forderung stellt dies eine klare Perspektive zur
Vereinheitlichung des Widerstandes dar, als strategische Orientierung führt dies dazu, die Frage
offenzuhalten, was folgt, wenn der Staat mitsamt dessen Verfassung, Gewaltorganen und Gerichten
nicht willens und fähig ist, dies umzusetzen. Ein Staat, der ansonsten die Verhältnisse erst
ermöglicht hat, indem die Erfüllung der Renditeerwartungen mehr Gewicht hat als das Bedürfnis zu
wohnen. Kurz gesagt: ein Staat, dem die Vermietungs„verzinsung“ so sehr am Herzen liegt, dass
etliche Mieter:innen zwangsgeräumt werden.

Die Perspektive der Enteignung greift viele Schwächen der Mieter:innenbewegung auf, bricht mit
dem Anschein des Mietverhältnisses als individuellem Problem. Der Grund für diesen Anschein liegt
darin, dass die Wohnungsfrage keine direkte, sondern nur eine indirekte Klassenfrage ist.
Arbeiter:innen leiden unter der Anmietung von Wohnraum in Privatbesitz am meisten. Der
Mietkampf leidet aber darunter, kein klares Klassensubjekt zu kennen. Ziel sollte daher sein, die
Verbindung zu lohnabhängigen Mieter:innen zu schaffen. In diesem Sinne fassen wir die
Eigentumsfrage auf, die DWE stellt. Eigentum und Kontrolle über die gesellschaftlich geschaffenen
Werte (hier Wohnraum) sind klassische Fragen der Arbeiter:innenbewegung. Folglich ist eine
kollektive Widerstandsperspektive notwendig. Das erfolgversprechend und greifbar zu machen, ist
der bislang größte Achtungserfolg, den DWE errungen hat.

Doch seit dem Wahlerfolg am 26. September kehrt sich die bislang so vielversprechende



Perspektive, das Mittel Volksentscheid, in einen Selbstzweck und eine Fessel um. Bislang war es
eine greifbare Möglichkeit für die Mieter:innen und die Mietaktivist:innen. Doch nach dem
Achtungserfolg von 59,1 % der Stimmen liegt der Ball nun im Feld des Senats und der spielt auf
Verschleppung. Nun folgen wir dem Fahrplan des Senats und seiner Expert:innenkommission in
Richtung Sackgasse. Diese Fallstricke waren bereits im Vorfeld erkennbar, doch jetzt ernten wir die
Konsequenzen. Eine erfolgreiche Umsetzung des Vorhabens der Initiative erscheint nämlich von Tag
zu Tag unwahrscheinlicher, wenn es keine Neuorientierung gibt.

Wie enteignen?

Durch den Volksentscheid haben wir erreicht, dass sich die verschiedenen Mietinitiativen und
Massenorganisationen der Mieter:innen an uns orientiert haben. Doch haben wir es bislang nicht
genügend geschafft, die Enteignungsinitiative zum Aktionsschwerpunkt aller politischen Kräfte in
der Mieter:innenbewegung oder zu einer lebendigen Diskussion in den Gewerkschaften zu machen.
Zwar haben uns der Berliner Mieter:innenverein, die Berliner Mieter:innengemeinschaft oder
Gewerkschaften wie ver.di, IG Metall oder GEW aus Berlin unterstützt, doch waren sie nie wirklich
Teile der Initiative. Ein ähnliches und damit verbundenes Problem besteht gegenüber den
Mieter:innen, mit denen wir tagtäglich in Gesprächen sind und waren.

Wir brauchen eine Kampforganisation, die in der ganzen Stadt einen großen Teil der Mieter:innen
umfasst, jedoch gleichzeitig kein Organ des verknöcherten sozialdemokratischen Vereinswesens ist
und zu einer Art Mietschutzversicherung verkommt, sondern Mietprotest organisiert und den Kampf
gegen Immobilienwirtschaft und Verschleppung des Volksentscheidergebnisses führt – bis zu
kollektiven Mietboykotten und Besetzungen der Firmenzentralen. Solche Massenorganisationen
wären fähig, die Enteignung und „Vergesellschaftung“ (Kommunalisierung) umzusetzen und zu
verteidigen. Die Gewerkschaften stellen mit ihren Mitgliedschaften eine weitere Grundlage für
solche Organisationen dar, ist jede Mieterhöhung doch letztendlich ein indirekter Lohnraub und sind
die meisten Mieter:innen doch schlussendlich lohnabhängig – weshalb die Wohnungsfrage auch v. a.
eine Klassenfrage ist.

Der Protest gegen den Umgang mit dem Volksentscheid, aber auch die tagtägliche
Organisierungsarbeit auf der Straße und in den Häusern sollten sich nicht nur auf die Werbung für
die Idee der Enteignung fokussieren, sondern müssten die Frage „Wie enteignen?“ ehrlich
beantworten. Diese Organisationen existieren bisher nicht, das stimmt, doch vor vier Jahren hielt es
kaum jemand für wahrscheinlich, dass wir einen Volksentscheid zur Enteignung mehrheitsfähig
machen könnten. Die Gunst der Stunde gilt es, nicht zu verpassen. Und selbst wenn uns der Senat
jemals die Enteignung schenken sollte, so lassen wir hierdurch lebendige Organe entstehen, die
fähig sind, den Wohnraum in ihrem Interesse zu kontrollieren. Der Vorschlag eines
Gesetzesvolksentscheids (GVE) geistert seit Monaten durch die Reihen von DWE. Ein solcher böte
einen Rahmen, um gemeinsam eine solche Struktur aufzubauen. Ein inhaltsleeres, zielloses
Kiezorganisationsprojekt würde sicherlich eine widerspenstige Mieter:innenschaft erreichen
können, jedoch einen Schritt weg vom Ziel der Enteignung und Überführung in städtisches
Eigentum darstellen.

Wie bundesweit schlagkräftig werden?

Mieten müssen wir ja nicht nur in Berlin zahlen, auch in anderen Städten regiert der Mietwahnsinn.
Die Enteignungskonferenz ist ein richtiger Schritt in Richtung einer Zusammenführung des
Mietkampfes aus allen Ecken und Enden Deutschlands. Lasst uns gemeinsam aus der Konferenz
heraus konkrete Aktionsperspektiven entwickeln! Regelmäßige Konferenzen, der gemeinsame Plan,
kampfkräftige Mieter:innenorganisationen aufzubauen, zentrale Forderungen und damit verbundene
Proteste sollten ihr Ergebnis bilden. Initiativen wie Hamburg enteignet, die kollektiven



Klageversuche gegen die Nebenkostenabzocke von Vonovia oder die Forderung nach einem
bundesweiten Mietendeckel sind Ansätze dafür. Eine reine Fokussierung auf lokale Themen lässt
den Mietprotest ein saisonales Phänomen bleiben.

Mieter:innen sind, wie weiter oben bereits benannt, keine soziale Klasse. Für Linke ist daher
unerlässlich, in diese Bewegung selbst einen klaren Klassenstandpunkt hineinzutragen. Nur wenn
sich die Mieter:innenbewegung als Teil der Arbeiter:innenbewegung versteht, kann sie dauerhaft die
Lage der Mietenden verbessern, denn in letzter Instanz bestimmen auch auf dem Wohnungsmarkt
Klassenverhältnisse.

Zur Zeit macht sich dies gerade für proletarische Mieter:innen schlagend bemerkbar. Aktuell
erleben wir angesichts des Krieges in der Ukraine und der anhaltenden Coronapandemie eine
massive Inflation. Nicht nur die Miete stellt eine Belastung für Lohnabhängige und Arme dar. Das
Kapital versucht überall, seine Mehrkosten auf uns abzuwälzen. Die Mieter:innenbewegung und
allen voran DWE dürfen hier nicht passiv bleiben, sondern wir brauchen eine Diskussion über den
Mieter:innenprotest hinaus, wie wir unsere Ziele erreichen können und wollen.

Forderungskatalog und kleines Aktionsprogramm

Die Mieter:innenbewegung braucht ein Programm zur Enteignung und Kontrolle von Wohnraum, für
das sie kämpft – ein Aktionsprogramm das unserer Meinung nach folgende Aspekte umfassen sollte:

1. Sofortmaßnahmen gegen Mietpreiserhöhungen und für Begrenzung der Miethöhe.

2. Kampf gegen rassistische, geschlechtliche und soziale Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt.

3. Programm für den Neubau von Sozialwohnungen und günstigem Wohnraum für die Masse der
Lohnabhängigen.

4. Kampf gegen Armut: für Mindestlohn und Anpassung der Löhne an die Steigerung der Mietpreise
und anderer Lebenshaltungskosten.

5. Enteignung von Grund und Boden, der privaten Immobilienkonzerne und des
Wohnungsbaukapitals.

6. Kontrolle durch Mieter:innen und lohnabhängige Bevölkerung.


